
hohen gesellschaftlichen Wirksamkeit des 
Strafverfahrens beizutragen. '

Ausgangspunkt jeder Überlegung für die 
Gestaltung und Durchführung des Strafver­
fahrens muß seine richtige Einordnung in 
die Entwicklungsgesetzmäßigkeiten der so­
zialistischen Gesellschaft im allgemeinen 
und die richtige Bestimmung seiner Aufga­
ben im besonderen sein. Vor allem gilt es 
zu beachten, daß sich mit der Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
die demokratischen Grundlagen der Straf­
rechtspflege weiterentwickeln. Auf ihrer Ba­
sis werden die Prozeßgarantien gefestigt 
und die Verfahrenskultur wird erhöht.

Zu Recht wird auch von den Organen 
der Strafrechtspflege gefordert, die ihnen 
im Strafverfahren zur Vérfügung stehenden 
gesetzlichen Mittel rationell einzusetzen. 
Das gilt für alle von ihnen zu treffenden 
Maßnahmen und Entscheidungen. Die 
Rechtspflegeorgane müssen die optimale 
Variante suchen, um die dem Strafverfahren 
gestellten Aufgaben zu lösen. Dazu gibt 
ihnen das Gesetz eine verbindliche Anlei­
tung.

Das Gesetz legt Verfahrensstrukturen 
fest und bestimmt, unter welchen Voraus­
setzungen und in welcher Weise ein Ermitt­
lungsverfahren, ein gerichtliches Hauptver­
fahren, ein beschleunigtes Verfahren, eine 
Beratung vor dem gesellschaftlichen Gericht 
usw. durchzuführen sind. Die StPO ist in 
ihrer Gesamtheit darauf gerichtet, den 
Organen der Strafrechtspflege eine ratio­
nelle Arbeitsweise vorzugeben.

Bei aller Konkretheit des Gesetzes — die 
außerordentlich detaillierte gesetzliche Re­
gelung ist ein spezifischer Charakterzug des 
Strafverfahrensrechts — wird die von ihm 
gegebene Anleitung notwendigerweise mit 
Hilfe der auf seiner Grundlage erarbeiteten 
Beschlüsse und Anweisungen der zentralen 
Rechtspflegeorgane ergänzt, die die Er­
kenntnisse der Strafprozeßtheorie und die 
Erfahrungen der Praxis in sich aufnehmen. 
Es ist Aufgabe der zentralen Rechtspflege­
organe, eine dem Wortlaut und dem Sinn 
entsprechende Anwendung des Gesetzes in 
der Praxis durchzusetzen. Diesem Bemühen 
gelten zahlreiche Leitungsdokumente des 
Obersten Gerichts, des Generalstaats­
anwalts, des Ministers des Innern und des

Ministers der Justiz, die nach dem VIII. Par­
teitag der SED beschlossen worden sind.38 
Sie sollen erreichen, daß sich die Organe 
der Strafrechtspflege in ihrer prozessualen 
Tätigkeit darauf konzentrieren, die dem 
Verfahren gestellten Aufgaben in hoher 
Qualität und bei rationellem Kräfteeinsatz 
zu erfüllen.

Besonders hervorzuheben ist die Forde­
rung des Gesetzes nach beschleunigter 
Durchführung des Strafverfahrens. Es wäre 
jedoch verfehlt, diese Forderung vornehm­
lich oder sogar allein aus den Bedürfnissen 
der Prozeßökonomie abzuleiten. Der Zeit­
faktor spielt für die gesamte Kriminalitäts­
vorbeugung und -bekämpfung eine entschei­
dende Rolle. Das wird sowohl im Gesetz 
als auch in der strafrechtswissenschaftlichen 
und kriminalistischen Literatur immer wie­
der hervorgehoben (§§ 2, 21). Dafür gibt es 
mehrere Gründe :
a) Der Schutz der Gesellschaft und ihrer 

Bürger vor Straftaten erfordert ganz un­
mittelbar die beschleunigte Aufklärung 
von Straftaten sowie die Feststellung 
und Überführung des Täters. Nicht sel­
ten setzt der unbekannt gebliebene Täter 
seine Straftaten fort oder begeht sogar 
schwerere Straftaten. Die Tatsache, daß 
der Täter nicht zur Verantwortung ge­
zogen wurde, stimuliert labile Menschen, 
Straftaten zu begehen. Sie untergräbt 
das Vertrauen der Bürger zur Justiz und 
damit eine wesentliche Grundlage für 
eine erfolgreiche Kriminalitätsbekämp­
fung. Allgemein anerkannt ist der Satz, 
daß eine Strafe um so besser ihre Auf­
gabe erfüllt, je schneller sie der Straftat 
auf dem Fuße folgt.

b) Die Beschleunigung des Strafverfahrens 
ist auch für die Aufklärung der Straftat 
selbst von größter Bedeutung. Die Un­
tersuchung des Geschehens, die Feststel­
lung der Wahrheit hängen weitgehend

38 Vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten 
Gerichts zur höheren Wirksamkeit des Straf­
verfahrens vom 7. 2. 1973, Neue Justiz, 
1973/5, Beilage 1 sowie Beschlüsse des Ober­
sten Gerichts zu konkreten Bereichen der 
Rechtsprechung, z. B. „Beschluß des Präsi­
diums des Obersten Gerichts zur Rechtspre­
chung auf dem Gebiete des Gesundheits-, 
Arbeits- und Brandschutzes vom 13. 9. 1978", 
Neue Justiz, 1978/10, S. 448.
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